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233. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der S 6 Semmering Schnellstraße und der B 116
Leobener Straße in den Gemeinden Oberaich, Niklasdorf und Leoben

2 3 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 20 Mariazeller Straße im Bereich der Ge-
meinde Aflenz-Land

2 3 5 . Verordnung: Wahl zum Zentrallehranstalten-Schülerbeirat

2 3 3 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 23. April 1981 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der S 6 Semmering Schnellstraße und der
B 116 Leobener Straße in den Gemeinden

Oberaich, Niklasdorf und Leoben

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/1978
wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 6
Semmering Schnellstraße wird im Bereich der Ge-
meinden Oberaich, Niklasdorf und Leoben und
der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 116
Leobener Straße wird im Bereich der Gemeinden
Oberaich und Niklasdorf wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse der S 6
Sammering Schnellstraße beginnt bei km 152,740,
im Anschluß an den mit Verordnung vom
11. Jänner 1977, BGBl. Nr. 42, bestimmten Ab-
schnitt der S 6 Semmering Schnellstraße, verläuft
in westlicher Richtung, umfährt das Ortsgebiet
von Niklasdorf mit einem Tunnel im Süden und
endet bei km 159,490 im Anschluß an den mit
zitierter Verordnung bestimmten Abschnitt der
S 6 Semmering Schnellstraße.

Die neu herzustellende Straßentrasse der B 116
Leobener Straße beginnt bei km 18,598 und endet
bei km 20,400.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Technik,
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
sowie bei den Gemeinden Oberaich, Niklasdorf
und Leoben aufliegenden Planunterlage (Planzei-
chen SO-6-36; Maßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung.

Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Durch diese Verordnung wird die Verordnung
vom 11. Jänner 1977, BGBl. Nr. 42, im oben
angeführten Abschnitt abgeändert.

Sekanina

2 3 4 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. April 1981 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 20 Mariazeller Straße im Bereich der

Gemeinde Aflenz-Land

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/1978
wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 20
Mariazeller Straße wird im Bereich der Gemeinde
Aflenz-Land wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 111,100, schwenkt in südliche Richtung,
umfährt die Ortschaft Graßnitz im Süden und
bindet bei km 113,500 wieder in die bestehende
Trasse ein.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Technik,
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Aflenz-Land aufliegen-
den Planunterlage (Planzeichen BO-20-23; Maß-
stab 1 : 2 880) zu erseihen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind der
aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Sekanina
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2 3 5 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 29. April 1981
über die Wahl zum Zentrallehranstalten-

Schülerbeirat

Auf Grund des § 24 des Bundesgesetzes über
die Einrichtung einer überschulischen Schüler-
vertretung, BGBl. Nr. 56/1981, wird verordnet:

§ 1. Die Stimmabgabe bei der Wahl der Mit-
glieder des Zentrallehranstalten-Schülerbeirates
durch die Schulsprecher der Höheren Internats-
schulen des Bundes (Bundeserziehungsanstalten),
der Höheren technischen und gewerblichen Lehr-
anstalten und des Bundesinstitutes für Heim-

erziehung in Baden sowie der land- und forst-
wirtschaftlichen Schulen (der höheren Land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten, der land- und
forstwirtschaftlichen Fachschulen des Bundes und
der Forstfachschule) ist — außer vor der Wahl-
kommission am Wahltag — auch an der eigenen
Schule und an einer anderen öffentlichen mittle-
ren oder höheren Schule zulässig.

§ 2. Als Zeitraum für die Stimmabgabe an der
eigenen Schule und an einer anderen öffentlichen
mittleren oder höheren Schule werden, für jedes
Jahr die in der Zeit vom 15. bis 20. Juni lie-
genden Werktage festgelegt.

Sinowatz


